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Ungarn organisieren
weltweite Protestaktion

gegen Benes-Dekrete
Ungarn in aller Welt rufen am 19. und am

22. April zu Protestkundgebungen gegen die
BeneÌ-Dekrete auf. Der Anlaß: Am 20. Sep-
tember 2007 hat das Parlament der Slowakei
die BeneÌ-Dekrete für unantastbar erklärt.
Der internationale Aufschrei gegen diesen
ungeheuerlichen Vorgang blieb aus, klagen
die ungarischen Initiatoren der globalen Pro-
testaktion. In einem Aufruf zu den Protesten
heißt es wörtlich: „In welchem Europa, in was
für einer Demokratie wollen wir leben? Wel-
chen Weg geht diese Union? Werden nur
noch politische und wirtschaftliche Interessen
eine Rolle spielen, ist unsere Demokratie zur
Beute von Parteien und Bürokratien gewor-
den? Werden die Vertriebenen, Beraubten,
Vergewaltigten und Ermordeten einem Kon-
sens geopfert, der alle Schuld den Verlierern
zuschreibt?“ Zu Recht seien nationalsoziali-

stische Verbrecher verurteilt worden, doch sei
die Verurteilung der Untaten des Kommunis-
mus bis heute ausgeblieben. Es blieben auch
ungesühnt die nationalistisch motivierten Ver-
brechen von Siegervölkern und solcher wie
der Slowaken, die erst im letzten Augeblick
die Seiten wechselten!

Weiter heißt es in dem Aufruf: „Wenn die
Tschechische Republik und die Slowakei – als
Mitglieder der EU – die Unantastbarkeit der
BeneÌ-Dekrete wirklich durchsetzen, dann
wird die Kollektivbestrafung überwiegend un-
schuldiger Menschen auch in Zukunft ein
erlaubtes Verfahren innerhalb einer demo-
kratischen Gesellschaft bleiben. Wenn wir
schweigen, wird es heißen, Sudetendeut-
sche, Karpatendeutsche und Ungarn hätten
ihre Schuld durch Schweigen eingestanden!
Wollen wir das den Opfern, wollen wir das

unseren Kindern antun? Nein und nochmals
Nein!“

Am 19. April 2008, um 11.00 Uhr, werden
vor der slowakischen Botschaft in Wien, 1190
Armbrustergasse 24, vor dem Slowakischen
Konsulat in München, Vollmannstraße 25 d,
und vor slowakischen Vertretungen in der
ganzen Welt – sogar in Australien – Protest-
kundgebungen stattfinden.

Am 22. April um 11.00 Uhr wird in Straßburg
vor dem Europaparlamentsgebäude, eben-
falls begleitet von einer Demonstration, Ver-
tretern des Europaparlaments eine Petition,
mit jetzt schon mehreren tausend Unterschrif-
ten, übergeben. In der Petition werden die
Aufhebung der BeneÌ-Dekrete und die Eigen-
tumsrückgabe gefordert. Die SLÖ unterstützt
die Petition sowie die Protestkundgebung in
Wien.
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DAS BILD DER HEIMAT
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Aufmarschieren!
VON MANFRED MAURER

SPÄT, ABER DOCH sind die Ungarn auf-
gewacht. Solange die große ungarische
Minderheit in der Slowakei an der Regie-
rung beteiligt war, hatten sich ihre Vertre-
ter an ein inoffizielles Stillhalteabkommen
gehalten, demzufolge die BeneÌ-Dekrete
nicht thematisiert werden sollten. Fragen
der moralischen und materiellen Wieder-
gutmachung spielten daher in der slowaki-
schen Politik und auch in den nachbar-
schaftlichen Kontakten keine Rolle. Es war
den Karpatendeutschen vorbehalten ge-
blieben, als kleine Minderheit auf ziemlich
verlorenem Posten gegen die Dekrete und
deren Nachwirkungen aufzutreten.

ERST ALS SICH unter den Ungarn –
nicht nur denen in der Slowakei, sondern
auch im Stammland selbst – Unmut zu
regen begann und manche wohl erst da-
durch erfahren haben, daß die BeneÌ-De-
krete keinesfalls nur gegen Deutsche ge-
richtet waren, wurde daraus in der Slowa-
kei ein Thema. Und die Regierung dort
reagierte nach tschechischem Muster: Sie
erklärte  die  Dekrete  im  vergangenen
Herbst per Parlamentsbeschluß für unan-
tastbar. Der nach einem fast gleichlauten-
den  Beschluß  in  Prag  ausgebliebene 
Aufschrei der sogenannten Wertegemein-
schaft  Europa, mußte Preßburg zu der Ein-
schätzung verleiten, daß es nichts zu be-
fürchten haben werde. Und genauso ist es
ja auch gekommen. Allerdings mit einem
feinen Unterschied: Während die deutsche
und die österreichische Bundesregierung
mit keinem Mucks auf den seinerzeitigen
Affront Prags gegen hunderttausende deut-
sche und österreichische Staatsbürger rea-
gierten, nahm die ungarische Regierung
den unfreundlichen slowakischen  Akt nicht
stillschweigend hin, sondern legte offiziel-
len Protest ein.

SEITHER MELDEN SICH die Ungarn mit
einem Elan zur Wort, der auch den Su-
detendeutschen nicht schlecht anstehen
würde.

IST ES ABER nicht schon viel zu spät?
Tatsächlich scheint der Zug abgefahren.
Das Europäische Parlament hat seine eige-
nen Beschlüsse vergessen: 1999 hatte es
die Tschechische Regierung aufgefordert,
„fortbestehende Gesetze und Dekrete aus
dem Jahre 1945 und 1946 aufzuheben,
soweit sie sich auf die Vertreibung einzel-
ner Volksgruppen aus der ehemaligen
Tschechoslowakei beziehen.“ Prag tat das
Gegenteil, ohne daß aus Straßburg ein
Wort der Kritik gekommen wäre. Die Eu-
ropäische Kommission, die sonst zu allem
möglichen ihren Senf dazugibt, hatte sich
im vergangenen Herbst in dieser Frage
ausdrücklich für unzuständig erklärt. Und
gibt es nicht sogar in den Reihen der Ver-
triebenen bereits eine Tendenz zum Ver-
zichtlertum, welche all jene bestärkt, die
genau darauf gesetzt haben, die Sudeten-
deutschen mürbe zu machen?

GERADE VOR DIESEM Hintergrund ist
es jedoch erfrischend, zu sehen, wie die
Ungarn ihre Kräfte mobilisieren. Auch sie
haben wie die Sudetendeutschen nichts
anderes als die Ignoranz Europas zu spü-
ren bekommen. Doch sie geben sich nicht
damit zufrieden, sondern wollen diese EU,
die ihnen gerade als Hort von Recht und
Gerechtigkeit verkauft worden ist, beim
Wort nehmen. Man wird sehen, wie das
Europäische Parlament auf die Petition zur
Aufhebung der BeneÌ-Dekrete reagieren
wird. Kann es etwas anderes tun, als den
bereits bestehenden Beschluß bekräfti-
gen? In der Politik ist alles möglich. Denn
vieles ist im Adenauer’schen Sinn nur das
Geschwätz von gestern, das heute keinen
mehr kümmert. Daß sich die Politik diesen
leichtfertigen Umgang mit der eigenen
Glaubwürdigkeit auch heute noch unge-
straft leisten kann, steht nur dann außer
Zweifel, wenn niemand aufsteht und einen
lautstarken Ordnungsruf erteilt.

IN DIESEM SINNE sollten am 19. April
vor der slowakischen Botschaft in Wien und
dem slowakischen Konsulat in München
nicht nur viele Ungarn, sondern mindestens
ebenso viel mehr Sudetendeutsche auf-
marschieren.  Denn:  Wer  nicht  gesehen
wird, wird auch nicht gehört!
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